
 

  

S 16 AS 618/14 (SG Schleswig)

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Schleswig-Holstein
Sozialgericht Schleswig-Holsteinisches

Landessozialgericht
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 3
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 16 AS 618/14 (SG Schleswig)
Datum -

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 AS 17/20 WA
Datum 28.04.2020

3. Instanz

Datum -

Der Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens L 3 AS 19/19 wird abgelehnt.
Kosten sind nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

GrÃ¼nde:

I.

Die KlÃ¤ger begehren die Fortsetzung des Berufungsverfahrens L 3 AS 19/19,
vormals L 3 AS 169/16.

In dem vormals bei dem erkennenden Gericht anhÃ¤ngigen Verfahren L 3 AS
169/16, in dem die Beteiligten um Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes
nach dem Sozialgesetzbuch, 2. Buch (SGB II) fÃ¼r die Zeit von Februar 2014 bis
Januar 2015 stritten, haben die KlÃ¤ger in einer mÃ¼ndlichen Verhandlung am 15.
Februar 2019 zu Protokoll erklÃ¤rt, die gegen das Urteil des Sozialgerichts
Schleswig vom 9. September 2016 gerichtete Berufung zurÃ¼ckzunehmen.

Der anschlieÃ�ende Streit um die Wirksamkeit dieser BerufungsrÃ¼cknahme wurde
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unter dem Aktenzeichen L 3 AS 19/19 bei dem erkennenden Gericht gefÃ¼hrt.

Mit Urteil vom 13. Mai 2019 hat der erkennende Senat festgestellt, dass das
Verfahren in der Berufungsverhandlung am 15. Februar 2019 durch die erklÃ¤rte
RÃ¼cknahme der Berufung wirksam beendet worden ist.

Gegen die Nichtzulassung der Revision haben die KlÃ¤ger Beschwerde beim
Bundessozialgericht eingelegt, die das Bundessozialgericht mit Beschluss vom 3.
Juli 2019 als unzulÃ¤ssig verworfen hat.

Mit Schreiben vom 20. Februar 2020, eingegangen beim Schleswig-Holsteinischen
Landessozialgericht am 2. MÃ¤rz 2020, begehren die KlÃ¤ger wÃ¶rtlich
"Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand". Neben Verfahren des Sozialgerichts
Schleswig und einem Verfahren, welches bei dem Schleswig-Holsteinischen
Landessozialgericht noch anhÃ¤ngig ist (L 3 AS 111/19) haben Sie dabei auch auf
die Verfahren L 3 AS 19/19 und L 3 AS 169/16 Bezug genommen.

Die KlÃ¤ger beantragen schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤Ã�,

das Verfahren L 3 AS 19/19 wiederaufzunehmen, das Urteil des Sozialgerichts
Schleswig vom 9. September 2016 abzuÃ¤ndern und den Beklagten zu verurteilen,
ihnen fÃ¼r den Zeitraum 1. Februar 2014 bis 31. Januar 2015 hÃ¶here Leistungen
zur Sicherung des Lebensunterhaltes zu gewÃ¤hren.

Mit Schreiben vom 12. MÃ¤rz 2020 hat der Senat den KlÃ¤gern mitgeteilt, dass er
die Wiederaufnahmeklage einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet hÃ¤lt und beabsichtigt,
die Klage mit Beschluss abzuweisen.

ErgÃ¤nzend wird auf den Inhalt der Gerichtsakten Bezug genommen.

II.

Das mit Schriftsatz vom 20. Februar 2020 vorgetragene Begehren war dahingehend
auszulegen, dass die KlÃ¤ger die Wiederaufnahme des Verfahrens L 3 AS 19/19 (L 3
AS 169/16) begehren. Dies lÃ¤sst die von Ihnen verwandte Formulierung
"Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand" erkennen. Rechtlich beschreibt die
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zwar in vielen Verfahrensordnungen die
Korrektur einer unverschuldeten FristversÃ¤umnis und nicht die Fortsetzung eines
abgeschlossenen Verfahrens. Aufgrund der vorliegend prozessualen Situation war
die hier von rechtlichen Laien verwandte Formulierung aber so zu interpretieren,
dass sie die Fortsetzung des abgeschlossenen Verfahrens begehren.

Der Senat konnte Ã¼ber dieses Wiederaufnahmebegehren der KlÃ¤ger gemÃ¤Ã� Â§
153 Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) durch Beschluss entscheiden, weil er es
einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet hÃ¤lt, eine mÃ¼ndliche Verhandlung nicht
erforderlich ist und die KlÃ¤ger zuvor mit Schreiben vom 12. MÃ¤rz 2020 zu dieser
Verfahrensweise angehÃ¶rt worden sind. Die MÃ¶glichkeit durch Beschluss zu
entscheiden ist nicht nur bei einstimmiger ZurÃ¼ckweisung der Berufung, sondern
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auch fÃ¼r die einstimmige Ablehnung eines Wiederaufnahmeantrages zu einer im
Berufungsverfahren ergangenen Entscheidung erÃ¶ffnet (Keller in Meyer-Ladewig
u.a. SGG 11.aufl Â§ 153 Rn.14; LSG NRW v. 18.9.98, L 17 U 78/98.).

Der Wiederaufnahmeantrag der KlÃ¤ger ist nicht begrÃ¼ndet.
WiederaufnahmegrÃ¼nde liegen nicht vor.

Die Wiederaufnahme und FortfÃ¼hrung eines rechtskrÃ¤ftig beendeten Verfahrens
richten sich im Sozialprozess nach Â§Â§ 179, 180 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

Eine Nichtigkeitsklage gemÃ¤Ã� Â§Â§ 179 SGG, 579 Zivilprozessordnung (ZPO)
findet statt, wenn das erkennende Gericht nicht vorschriftsmÃ¤Ã�ig besetzt war, ein
Richter bei der Entscheidung mitgewirkt hat, der von der AusÃ¼bung des
Richteramtes kraft Gesetzes ausgeschlossen war, wenn bei der Entscheidung ein
Richter mitgewirkt hat, obgleich er wegen Besorgnis der Befangenheit abgelehnt
und das Ablehnungsgesuch fÃ¼r begrÃ¼ndet erklÃ¤rt war oder wenn eine Partei in
dem Verfahren nicht nach Vorschrift der Gesetze vertreten war, sofern sie nicht die
ProzessfÃ¼hrung ausdrÃ¼cklich oder stillschweigend genehmigt hat. Derartige
VerstÃ¶Ã�e gegen das Prozessrecht liegen hier nicht vor.

Daneben findet eine Restitutionsklage gemÃ¤Ã� Â§Â§ 179 SGG, Â§ 580 ZPO statt
bei falschem Eid durch den Prozessgegner, UrkundenfÃ¤lschung, strafbarem
falschem Zeugnis oder strafbarer falscher SachverstÃ¤ndigenaussage, strafbarer
Urteilserschleichung durch den Gegner, strafbarer Amtspflichtverletzung durch
einen mitwirkenden Richter, Aufhebung eines anderen Urteils, welches Grundlage
des angefochtenen Urteils war, Auffinden eines bis dato unbekannten
rechtskrÃ¤ftigen Urteils in gleicher Sache bzw. einer anderen Urkunde und der
Feststellung einer Verletzung der europÃ¤ischen Menschenrechtskonvention durch
den EuropÃ¤ischen Gerichtshof fÃ¼r Menschenrechte.

Auch diese WiederaufnahmegrÃ¼nde liegen offensichtlich nicht vor.

SchlieÃ�lich ist eine Wiederaufnahme gemÃ¤Ã� Â§ 180 SGG auch bei
rechtskrÃ¤ftigen einander widersprechenden Entscheidungen mehrerer
VersicherungstrÃ¤ger in Hinblick auf den streitigen Anspruch statthaft. Diese
Konstellation liegt ebenfalls ersichtlich nicht vor.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG und folgt der
Sachentscheidung.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

I. Rechtsmittelbelehrung

Dieser Beschluss kann nur dann mit der Revision angefochten werden, wenn sie
nachtrÃ¤glich vom Bundessozialgericht zugelassen wird. Zu diesem Zweck kann die
Nichtzulassung der Revision durch das Landessozialgericht mit der Beschwerde
angefochten werden.
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Die Beschwerde muss von einem beim Bundessozialgericht zugelassenen
ProzessbevollmÃ¤chtigten eingelegt werden.

Als ProzessbevollmÃ¤chtigte sind zugelassen

1. RechtsanwÃ¤lte,

2. Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines
Mitgliedstaates der EuropÃ¤ischen Union, eines anderen Vertragsstaates des
Abkommens Ã¼ber den EuropÃ¤ischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die
BefÃ¤higung zum Richteramt besitzen,

3. selbststÃ¤ndige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder
berufspolitischer Zwecksetzung fÃ¼r ihre Mitglieder,

4. berufsstÃ¤ndische Vereinigungen der Landwirtschaft fÃ¼r ihre Mitglieder,

5. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie
ZusammenschlÃ¼sse solcher VerbÃ¤nde fÃ¼r ihre Mitglieder oder fÃ¼r andere
VerbÃ¤nde oder ZusammenschlÃ¼sse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren
Mitglieder,

6. Vereinigungen, deren satzungsgemÃ¤Ã�e Aufgaben die gemeinschaftliche
Interessenvertretung, die Beratung und Vertretung der LeistungsempfÃ¤nger nach
dem sozialen EntschÃ¤digungsrecht oder der behinderten Menschen wesentlich
umfassen und die unter BerÃ¼cksichtigung von Art und Umfang ihrer TÃ¤tigkeit
sowie ihres Mitgliederkreises die GewÃ¤hr fÃ¼r eine sachkundige Prozessvertretung
bieten, fÃ¼r ihre Mitglieder,

7. juristische Personen, deren Anteile sÃ¤mtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer
der in den Nrn. 3 bis 6 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische
Person ausschlieÃ�lich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser
Organisation und ihrer Mitglieder oder anderer VerbÃ¤nde oder
ZusammenschlÃ¼sse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder
entsprechend deren Satzung durchfÃ¼hrt, und wenn die Organisation fÃ¼r die
TÃ¤tigkeit der BevollmÃ¤chtigten haftet.

Die Organisationen zu Nrn. 3 bis 7 mÃ¼ssen durch Personen mit BefÃ¤higung zum
Richteramt handeln.

BehÃ¶rden und juristische Personen des Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der
von ihnen zur ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben gebildeten
ZusammenschlÃ¼sse sowie private Pflegeversicherungsunternehmen kÃ¶nnen sich
durch eigene BeschÃ¤ftigte mit BefÃ¤higung zum Richteramt oder durch
BeschÃ¤ftigte mit BefÃ¤higung zum Richteramt anderer BehÃ¶rden oder
juristischer Personen des Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihnen zur
ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben gebildeten ZusammenschlÃ¼sse vertreten
lassen. Ein Beteiligter, der nach MaÃ�gabe der Nrn. 1 bis 7 zur Vertretung
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berechtigt ist, kann sich selbst vertreten; er muss durch Personen mit BefÃ¤higung
zum Richteramt handeln.

Die Beschwerde ist schriftlich oder in elektronischer Form einzureichen. Sie muss
innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Beschlusses beim
Bundessozialgericht eingehen.

Postanschriften des Bundessozialgerichts: bei Brief und Postkarte 34114 Kassel

bei Eilbrief, Telegramm, Paket und PÃ¤ckchen Graf-Bernadotte-Platz 5 34119 Kassel

Die elektronische Form wird durch Ã�bermittlung eines elektronischen Dokuments
gewahrt, das fÃ¼r die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und

â�� von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist und Ã¼ber
das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) eingereicht wird oder
â�� von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren
Ã�bermittlungsweg gem. Â§ 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird.

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und
zur qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung Ã¼ber
die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und
Ã¼ber das besondere elektronische BehÃ¶rdenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung â�� ERVV) in der jeweils gÃ¼ltigen Fassung. Ã�ber das
Justizportal des Bundes und der LÃ¤nder (www.justiz.de) kÃ¶nnen weitere
Informationen Ã¼ber die Rechtsgrundlagen, Bearbeitungsvoraussetzungen und das
Verfahren des elektronischen Rechtsverkehrs abgerufen werden.

Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieses Beschlusses
von einem zugelassenen ProzessbevollmÃ¤chtigten schriftlich oder in elektronischer
Form [s.o.] zu begrÃ¼nden.

In der BegrÃ¼ndung muss die grundsÃ¤tzliche Bedeutung der Rechtssache
dargelegt oder die Entscheidung des Bundessozialgerichts, des Gemeinsamen
Senats der obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes oder des
Bundesverfassungsgerichts, von der der Beschluss abweicht, oder ein
Verfahrensmangel, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann,
bezeichnet werden.

Als Verfahrensmangel kann eine Verletzung der Â§Â§ 109 und 128 Abs. 1 Satz 1 des
Sozialgerichtsgesetzes [SGG] nicht und eine Verletzung des Â§ 103 SGG nur
gerÃ¼gt werden, soweit das Landessozialgericht einem Beweisantrag ohne
hinreichende BegrÃ¼ndung nicht gefolgt ist.

II. ErlÃ¤uterungen zur Prozesskostenhilfe

FÃ¼r das Beschwerdeverfahren kann Prozesskostenhilfe mit Beiordnung eines
Rechtsanwalts beantragt werden.
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Der Antrag kann von dem Beteiligten persÃ¶nlich gestellt werden; er ist beim
Bundessozialgericht schriftlich, mÃ¼ndlich zu Protokoll der GeschÃ¤ftsstelle oder in
elektronischer Form [s.o.] zu stellen.

Dem Antrag sind eine ErklÃ¤rung des Beteiligten Ã¼ber seine persÃ¶nlichen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse [FamilienverhÃ¤ltnisse, Beruf, VermÃ¶gen,
Einkommen und Lasten] sowie entsprechende Belege beizufÃ¼gen; hierzu ist der
fÃ¼r die Abgabe der ErklÃ¤rung vorgeschriebene Vordruck zu benutzen. Der
Vordruck kann von allen Gerichten und ggf. durch den Schreibwarenhandel bezogen
werden. Er kann auch Ã¼ber das Gerichtsportal des Bundessozialgerichts
[www.bsg.bund.de] ausgedruckt werden [Das Gericht/Zugang zur
Revisionsinstanz/Prozesskostenhilfe].

Falls die Beschwerde nicht schon durch einen zugelassenen BevollmÃ¤chtigten
eingelegt ist, mÃ¼ssen der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe und die
ErklÃ¤rung Ã¼ber die persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse nebst
entsprechenden Belegen bis zum Ablauf der Frist fÃ¼r die Einlegung der
Beschwerde [ein Monat nach Zustellung des Beschlusses] beim Bundessozialgericht
eingehen. Soll der Vordruck beim Bundessozialgericht in elektronischer Form
eingereicht werden, ist ein Vordruck in Papierform auszufÃ¼llen, zu unterzeichnen
und durch Einscannen in eine Datei umzuwandeln, die qualifiziert signiert ist und
nach MaÃ�gabe der Verordnung Ã¼ber den elektronischen Rechtsverkehr beim
Bundessozialgericht in den elektronischen Gerichtsbriefkasten zu Ã¼bermitteln ist.

III. ErgÃ¤nzende Hinweise

Der Beschwerdeschrift und allen folgenden SchriftsÃ¤tzen soll je eine Abschrift fÃ¼r
die Ã¼brigen Beteiligten beigefÃ¼gt werden. Das Bundessozialgericht bittet
darÃ¼ber hinaus um je zwei weitere Abschriften. Dies gilt nicht im Rahmen des
elektronischen Rechtsverkehrs.

Erstellt am: 28.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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